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Stellungnahmen -N-
Naturschutzrechtliche Stellungnahme zu BlmSch-Verfahren;
Antrag der Firma ABO-Wind auf Errichtung von 3 
Windenergieanlagen (WEA) im Mayener Hinterwald; 
hier: Prüfung auf Prüffähigkeit und Vollständigkeit

Ihr Schreiben vom 27.10.2016, 29.11.2016 und 20.12.2016; Az.: 3-BlmSchG-ABO-Wind 
Unser Schreiben vom 03.11.2016; Az.: N-70-2016-31883

C.
Sehr geehrte Damen und Herren,

zumindest Ihr letztes Schreiben (20.12.2016) in oben genannter Angelegenheit werten wir als In­
formation, dass beide Zuwegungsvarianten a) Mayener Hinterwald und b) Blumerather Heide Ge­
genstand des immissionsschutzrechtlichen Verfahrens sein sollen. Sollte diese Interpretation nicht 
korrekt sein, bitten wir um entsprechende schriftliche Richtigstellung.

Mit Schreiben vom 20.12.2016 haben Sie uns die durch die Fa. ABO-Wind eingereichte „Stellung­
nahme zur Eingriffsbewertung der beiden Zuwegungskonzepte .Mayener Hinterwald' und .Blume­
rather Heide1 für den WP Mayen“, Büro Dr. Kübler GmbH, Rengsdorf, Stand: 01.12.2016, über­
sandt.
Ausweislich dieser fachlichen Stellungnahme, ist die Zuwegungsvariante 1 „Mayener Hinterwald“ 
die aus Sicht des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu favorisierende und deutlich günsti­
gere Variante, die im Hinblick auf den sogenannten Vermeidbarkeitsgrundsatz des Naturschutz­
rechtes weiter zu verfolgen ist. Eine Zuwegung über die „Blumerather Heide“ kann planerisch nur 
dann weiter gedacht werden, wenn dieser Eingriff im Sinne des § 15 Abs. 1 BNatSchG unvermeid­
bar wäre.
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Zitat § 15 Abs. 1 BNatSchG: „Der Verursacher eines Eingriffs ist verpflichtet, vermeidbare Beein­
trächtigungen von Natur und Landschaft zu unterlassen. Beeinträchtigungen sind vermeidbar, 
wenn zumutbare Alternativen, den mit dem Eingriff verfolgten Zweck am gleichen Ort ohne oder 
mit geringeren Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft zu erreichen, gegeben sind. Soweit 
Beeinträchtigungen nicht vermieden werden können, ist dies zu begründen“.

Ob bei einer aus Sicht der Antragstellerin bestehenden Unvermeidbarkeit des Eingriffs (hier, ver­
sagtes Einvernehmen der Gemeinde) im Fall der Variante 2 ein Einverständnis nach der Rechts­
verordnung über das Landschaftsschutzgebiet „Rhein-Ahr-Eifel“ erteilt werden kann und ob die 
Variante FFH-verträglich wäre, kann auf der Grundlage der derzeit vorliegenden Unterlagen nicht 
abschließend beantwortet werden.

Um aus Sicht der Antragstellerin die Frage der Naturschutzverwaltung im Vollzug des Naturschutz­
rechtes nach der Vermeidbarkeit bzw. Unvermeidbarkeit beantworten zu können, ist in der Zustän­
digkeit der Immissionschutzbehörde zu prüfen, ob das versagte Einvernehmen des Stadtrates zum 
Bau der potenziellen Zuwegung über die Variante 1 zu Recht oder zu Unrecht versagt wurde (sie­
he § 36 Abs. 1 und 2 BauGB).

Wir bitten, diese juristische Prüfung durchzuführen und uns und die Antragstellerin über das Er­
gebnis der Prüfung zu unterrichten.

Vorsorglich weisen wir darauf hin, dass aus den Fragestellungen und deren Beantwortung im Zu­
sammenhang mit der Zuwegung keine Schlüsse zur Entscheidung in Bezug auf die Erklärung des 
Einverständnisses nach der Rechtsverordnung über das Landschaftsschutzgebiet „Rhein-Ahr- 
Eifel“ zum Bau der Windenergieanlagen gezogen und/oder abgeleitet werden können.
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